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D ie leerstelle fällt auf, mit jeder
neuen reise noch etwas mehr:
Dass der Bundeswirtschafts-D ie forderung nach niedrigeren

Mehrwertsteuersätzen garan-
tiert aufmerksamkeit – nicht

Von Heike Göbel

Steuer und Anreiz
Von Julia Löhr

Leerstelle China

jch. frankfurt. kleinere neubauge-
biete außerhalb des siedlungsbereichs
brauchen wieder eine umweltprüfung.
Das Bundesverwaltungsgericht in leip-
zig hat in dieser Woche gegen eine solche
ausnahme entschieden und sich dabei
auf das europarecht berufen. Daraufhin
kündigte das Bundesbauministerium am
Donnerstag an, die folgen des urteils zu
prüfen. erst in abstimmungmit den Bun-
desländern und kommunalen Verbänden
will das Ministerium über mögliche er-
gebnisse informieren. im raum steht,
dass dabei Handlungsempfehlungen he-
rauskommen könnten – auch zu der fra-
ge, wie gemeinden mit betroffenen Bau-
gebieten umgehen sollten, für die das
Planverfahren schon abgeschlossen ist.
Beobachter rechnen damit, dass ge-

baute Häuser stehen bleiben können,

aber künftig Bebauungspläne in diesen
fällen länger brauchen. Der baden-
württembergischen Baupräsident Mar-
kus Böll spricht davon, dass kommunen
die flexibilität zu schnellen entschei-
dungen für eine erweiterte Wohnbebau-
ung am Ortsrand genommen werde. aus
sicht des städte- und gemeindebunds
wirkt sich das urteil auf alle kommunen
in Deutschland aus, die solche neubau-
gebiete ohne umweltprüfung umsetzen
wollten. allerdings ist die nachfrage
nach Wohnungen meist im städtischen
raum hoch, wo die ausnahmeregelung
nicht vorkommt. Verbreitet sind solche
kleineren neubaugebiete vor allem im
süden Deutschlands.
in dem Prozess ging es um das neubau-

gebiet „Oberer kittel/Wüstes stück“ –
einst eine streuobstwiese – der gemeinde

gaiberg in der nähe von Heidelberg.
gegen die Bebauungspläne war die um-
weltorganisation BunD vor gericht ge-
zogen. Das Bundesverwaltungsgericht
hat entschieden, dass Paragraf 13b im
Baugesetzbuch nicht mit den im eu-
recht verankerten standards zum um-
weltschutz vereinbar sei. Demnach dürf-
ten keine freiflächen außerhalb des
siedlungsbereichs einer gemeinde von
weniger als 10.000 Quadratmetern im be-
schleunigten Verfahren ohne umweltprü-
fung überplant werden.
unter fachleuten war schon länger mit

einem solchen urteil zu rechnen. Der
frankfurter rechtsanwalt thomas schrö-
er sagte: „Mich wundert, dass es so lange
gedauert hat.“ er erwartet, dass diejeni-
gen, die ein Haus in einem betroffenen
Baugebiet haben, sicher sind. Wer ein

grundstück dort hat und erst noch bauen
will, dürfte sich wohl damit beeilen und
schnell einen Bauantrag stellen. schröer
spricht davon, dass die Verwaltung den
bestehenden Bebauungsplan anwenden
muss und nur gerichte diese verwerfen
dürfen. länger dauert es aus seiner sicht,
wenn die kommune den Bebauungsplan
nun mit umweltprüfung beschließen will.
Das koste geld und Zeit und sei nicht mit
einem einfachen Beschluss getan.
Die ausnahmeregel in Deutschland für

kleinere neubaugebiete ohne umwelt-
prüfung war 2017 vor allem auf Betreiben
der Csu eingeführt und bis ende 2019
befristet worden. Mit dem Baulandmobi-
lisierungsgesetz wurde die erleichterung
dann verlängert, aber sollte nun auslau-
fen. laut schröer hatte die regelung
außerhalb Bayerns wenig anhänger.
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